
1284 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht 

des Handelsausschusses 

über die Regierungsvorlage (1219 der Bei­
lagen): Bundesgesetz betreffend die Abände­
rung des Handelskammergesetzes (4. Han-

delskammergesetznovelle) 

Mit dem vorlieg,enden Entwurf der 4. Handels­
kammergesetznovelle soll dem A uftra.g des V r:r­
fassungsgerichtshofes Redmung getragen werden, 
wesentliche, das Umlagenrecht betreffende Be­
stimmungen des Handelskammergesetzes neu zu 
regeln. 

Gleichzeitig ist es auch zweckmäßig, mehrere 
sich im Lauf,e der Jahre als unklar erwiesene Vor­
schriften des Handelskammergesetzes einer Neu­
l'ege1ung zuzuführen; insbesondere sollen die 
wes,entlich,en Bestimmungen -der Wahlordnung in 
das Gesetz a;ufg,enommen werden. 

Der Handelsausschuß hat die Regierungsvor­
lage in seiner Sitzung am 12. Mai 1969 der Vor­
beratung unterzog-en. In der Debatte ergriffen 
a-ußer dem B,erichterstatter die Abgeordneten 
Z i n gl er, Dr. Mus si 1, Ing. S a 11 i n ger, 
K 0 S t r 0 u n, Dr. v an Ton ge 1, Dr. S t a r i­
b ach e r, Rad i n ge rund K a b e s c h das 
Wort. 

Dr. Bassetti 
Berichterstatter 

Der Handelsausschuß hat unter anderem in 
Art. I Z. 28 den ersten Satz des Abs. 5 des r 

§ 57 b gestrichen. Diese Bestimmung erschien 
entbehrLich im Hinblick auf den nach wie vor 
in Geltung stehenden § 8 Abs. 1 des Handelskam­
mermitgliedergesetzes, BGBl. Nr. 161/1947. 

Bei -der Abstimmung wurde -die Regierungs­
vorlag,e unter B.erücksichtigung zweier Abände­
rungsanträge der Abgeordneten In'g. S a 11 i n­
ger, Z i n gl ,e r, Dr. va n Ton gel und Ge­
nossen ,und des Abg,eordneten Rad i n ger an­
genommen, und zwar mit Ausnahme des § 86 
mit Stimmeneinhelligkeit. 

Ein Abänderungsantr~g der Abgeordneten 
Ko st r 0 un, Dr. va n To nge 1 und Genossen 
betreffend den § 86 fand keine Mehrheit im Aus­
schuß. 

Als Ergebnis seiner B-eratung stellt somit der 
Handelsarusschuß ,den An t rag, der National­
rat woUe dem von der Bundesregierung vorge­
legten Gesetzentwurf (1219 der Beilagen) mit den 
an,g,eschlossenen Ahänderungen 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, am 12. Mai 1969 

Kulhanek 
Obmann 

;. 
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2 1284 der Beilagen 

-j. 

Abänderungen 
zum Gesetzentwurf in 1219 der Beilagen 

1. Im Al't. I Z . .3 ist vor dem Text der lit. b 

des § 11 Abs.4 einzufügen: "b)". 

2. Im Art. I Z. 7 ist vor dem Text der lit. k 
des § 24 Abs. 4 einzufügen: "k)". 

3. Im Art: I Z. 8 ist im § 29 Abs. 1 Lit. b vor 
dem Wort "Beseitigung" das Wort "die" ein­
zufügen. 

4. Im Art. I Z. 11 hat der erste Satz des Abs. 5 
des § 30 zu lauten: 

,,(5) Der Beschlußfassung durch die Fachgrup­
pentagung sind folgende Angelegenheiten vor­
behalten:" 

5. Art. I Z. 17 hat zu lauten: 

,17. § 36 hat zu lauten: 

,,§ 36. S ,e k t ion I nd u s t rie 

Die Zugehö~igke.i:t zu ,dies·er Sektion wird be­
gründet durch Berechtigungen zum Betrieb von 
der Gewerbeordnung unterliegenden Unter­
nehmungen, w,enn die Unternehmung fabriks­
mäßig betr~ehen wird, von Bergbauunterneh­
mungen, von Ener:gieversorgung~unternehmun­
gen ausschließlich der ELektrizitätswerke, jedoch 
einschließlich der Gaswerke und Energie-Vernei­
lungsunternehmungen, letztere ausschließlich der 
Elektrizitäts-Vertleilungsunternehmungen, von 
Sägewerksunternehmungen, von Tonaufnahme­
und Tonvervielfältigungsunternehmungen, von 

Unternehmungen der Filmproduktion ,einschließ­
lich der Filmv.edeih- und Filmvertriebsunter­
nehmungen und von sonstigen Industrieunter­
nehmungen." , 

6. Im Art. I Z. 28 hat im § 57 a Abs. 1 lvt. a 
Zeile 1 das Wort "genehmigten" zu entfallen. 

7. Im Art. I Z. 28 hat 'im § 57 b Abs. 5 der 
erste Satz zu ·entfallen. 

8. Im Art. I Z. 29 ist im § 77 Abs. 5 der Punkt 
a,m Ende des zweiten Satzes ,durch einen Bei­
strich zu ersetzlen und fol,g.endes anzufügen: "so­
f,ern dies im Interesse der Zweckmäßigkeit und 
der Zeiterspa.rnis gelegen ist." 

9. Im Art. I Z. 29 hat im § 81 Abs. 2 der erste 
Satz z.u lauten: 

,,(2) Bei juristischen Personen und Personen­
~;esellschaften des Handelsrechtes ist ·das passive 
Wahlrecht nicht an die Person gebunden, durch 
d~e das aktivle,Wahll'echt ausgeübt wird." 

10. Im Art, I Z. 29 hat im § 81 Abs.· 3 der 
erste Sa.tz zu tauten: 

,,(3) D~e 1fndestausübungsdauer von einem 
Jahr (§ 45 Ab~. 3) muß bei Vertretern juristis.cher 
Personen und Personengesellschaften des Han­
delsrechtes durch die juristische Person bzw. 
durch die PersQnengesellschaft gegeben sein." 
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